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BETREFF Billigkeitsmaßnahmen bei vorübergehender Unterbringung von Bürgerkriegs­
flüchtlingen und Asylbewerbern 

a) in Zweckbetrieben steuerbegünstigter Körperschaften 
b) in Einrichtungen von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
c) in Wohnungen von Vermietungsgenossenschaften sowie -vereinen im 

Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 10 KStG 
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(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder gelten fiir die vorübergehende 

Unterbringung von BÜfgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern, wenn die Entgelte dafür aus 

öffentlichen Kassen gezahlt werden, folgende Billigkeitsregelungen: 

a) Vorübergehende Unterbringung in Einrichtungen steuerbegünstigter Körperschaften, die 

ausschließlich dem satzungsmäßigen Zweck der Körperschaft dienen (einschl. 

Zweckbetriebe und Vermögensverwaltung) 

Der Vorgang ist als Zweckbetrieb im Sinne des § 65 AO bzw. im Sinne des § 66 AO zu 

behandeln. 

Finden auf Leistungen dieser Einrichtungen besondere steuerliche Vorschriften 

Anwendung (z. B. Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nul111i-lern 18,23 bzw. 24 UStG oder 

Umsatzsteuerermäßigung nach § 12 Absatz 2 Nummer 8 UStG), werden sie auch auf die 

Leistungen im Zusammenhang mit der vorübergehenden Unterbringung von 

BÜfgerkriegsflüchtlingen und Asylbewerbern angewendet. 
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b) Vorübergehende Unterbringung in zum Hoheitsbereich einer juristischen Person des 

öffentlichen Rechts gehörenden Einrichtungen 

Die Entgelte sind ohne Prüfung, ob ein Betrieb gewerblicher Art vorliegt, dem 

hoheitlichen Bereich zuzuordnen. 

Bei Unterbringung in Einrichtungen eines Betriebs gewerblicher Art einer juristisch~n 

Person des öffentlichen Rechts richtet sich die steuerliche Behandlung grundsätzlich nach 

den allgemeinen steuerlichen Vorschriften. Bei Anerkennung der Gemeinnützigkeit sind 

die Ausführungen unter Buchstabe a) zu beachten. 

c) Vorübergehende Unterbringung in Wohnungen von Vermietungsgenossenschaften sowie 

-vereinen im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 10 KStG 

Der Vermietungsgenossenschaft ist die Steuerbefreiung aus Billigkeitsgründen auch zu 

gewähren, wenn juristische Personen des öffentlichen Rechts fiir die BÜfgerkriegs­

flüchtlinge und Asylbewerber Genossenschaftsanteile erwerben und halten und den Miet­

oder Nutzungsvertrag mit der Genossenschaft abschließen. In den Fällen der Einweisung 

nach den Ordnungsbehördengesetzen der Länder steht dem Abschluss eines Miet- oder 

Nutzungsvertrages die Einweisungsverfügung gleich. 

Entsprechendes gilt fiir Vermietungsvereine im Sinne des § 5 Absatz 1 Nummer 10 

KStG. 

Die vorstehenden Billigkeitsregelungen sind in den Veranlagungszeiträumen 2014 bis 2018 

anzuwenden. 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 

Im Auftrag 

Dr. Hofinann 
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